
liehe Ordnung und Sicherheit sowie ihrer Aktivs her­
vor, die bereits in verschiedenen Fällen wirksam den 
Prozeß gesellschaftlicher Erziehung bei Straftaten gerin­
ger Gesellschaftsgefährlichkeit eingeleitet hatten.

In der Diskussion sprach hierzu der Vorsitzende der 
Ständigen Kommission Innere Angelegenheiten, 
öffentliche Ordnung und Sicherheit der Gemeindever­
tretung Seerhausen. Er schilderte, wie das Aktiv für 
Sicherheit und Ordnung eine Aussprache mit der Ein­
wohnerin K., Mutter von drei Kleinkindern, organi­
sierte, die im Selbstbedienungsladen verschiedene 
Genußmittel im Werte von 10 DM gestohlen hatte. In 
dieser Aussprache, die in Anwesenheit der Aktivmit­
glieder, des Staatsanwalts, des Abschnittsbevollmächtig­
ten und einiger Mitarbeiter der Konsumgenossen­
schaft stattfand, wurden Frau K. die Bedeutung des 
gesellschaftlichen Eigentums und die Schädlichkeit ihrer 
Handlungsweise deutlich gemacht. Frau K. selbst be­
reute ihre Tat zutiefst und bat darum, in der Ver­
kaufsstelle eine schriftliche Stellungnahme aushängen 
zu dürfen, um sich wieder das Vertrauen ihrer Mit­
bürger zu erringen. Ferner erklärte sie sich bereit, 
aktiv im Nationalen Aufbauwerk der Gemeinde mit­
zuarbeiten. Der Staatsanwalt führte aus, daß mit 
dieser Aussprache der Prozeß der gesellschaftlichen Er­
ziehung eingeleitet sei und nun durch alle Bürger der 
Gemeinde fortgesetzt werden müsse. Auf Grund des 
Ergebnisses der Aussprache mit Frau K. stellte er das 
Verfahren gern. § 164 StPO, § 8 StEG ein. —
Damit waren aber zunächst nicht alle Teil­
nehmer der Aussprache einverstanden. So meinten 
insbesondere die Vertreter der Konsumgenossenschaft, 
der Schutz des gesellschaftlichen Eigentums sei durch 
eine solche Form der Behandlung von Straftaten nicht 
hinreichend gewährleistet, da andere Bürger von wei­
teren Diebstählen nicht abgehalten würden. Hierin 
zeigte sich, daß die Bedeutung des Staatsratsbeschlusses 
noch nicht allenthalben begriffen worden war, und das 
Aktiv für Sicherheit und Ordnung zog daraus zu Recht 
die Schlußfolgerung, daß eine umfassende Aufklärung 
der Einwohnerschaft organisiert werden müsse.

Die weitere Diskussion im Kreistag Riesa offenbarte, 
daß bei einigen Funktionären der Handelsorgane diesel­
ben Unklarheiten über den Staatsratsbeschluß bestan­
den. Deshalb empfahl der 1. Stellvertreter des Vor­
sitzenden, das gute Beispiel aus der Gemeinde Seer­
hausen im Handel sorgfältig auszuwerten. Eine Reihe 
weiterer Abgeordneter, unter ihnen ein Schöffe und ein 
Schiedsmann, schilderten andere Fälle aktiver gesell­
schaftlicher Einwirkung auf solche Rechtsverletzer, die 
nur geringfügige strafbare Handlungen begangen hatten. 
Insgesamt zeigten die Diskussionsbeiträge, daß die Ein­
haltung von Ordnung und Sicherheit keine Ressort­
aufgabe der Ständigen Kommissionen Innere An­

gelegenheiten, öffentliche Ordnung und Sicherheit ist, 
sondern in engem Zusammenhang mit der Planerfüllung 
gesehen werden muß.
Der Sitzung des Kreistages Freital war eine gründliche 
Vorbereitung vorausgegangen. Nach einerti zweitägigen • 
Seminar mit allen Mitgliedern der Ständigen Kommis­
sion Innere Angelegenheiten, Volkspolizei und Justiz 
wurde in einem Maßnahmeplan festgelegt, daß in vier 
Gemeinden gute Beispiele einer sorgfältigen Auswer­
tung des Staatsratsbeschlusses geschaffen werden 
sollen. Der 1. Stellvertreter des Vorsitzenden des Rates, 
der Kreisstaatsanwalt, der Kreisgerichtsdirektor und 
der Leiter des VPKA erklärten sich bereit, je eine 
Gemeinde zu betreuen und sie bei der Einschätzung 
der Kriminalitätsursachen und bei der Ausarbeitung 
entsprechender Schlußfolgerungen zu unterstützen. 
Überdies erhielten alle Gemeindevertretungen Thesen, 
die ihnen helfen sollten, die bisherige Arbeit in der 
Gemeinde in bezug auf die Einhaltung von Sicherheit 
und Ordnung genau einzuschätzen. Diese richtige Vor­
bereitung der Tagungen der Gemeindevertretungen

führte dazu, daß breite Kreise der Bevölkerung an der 
Analyse der Tätigkeit auf dem Gebiet der Rechtspflege 
mitwirkten und daß an den Gemeindevertretersitzungen 
viele Gäste teilnahmen. Die Ergebnisse der Tagungen 
der vier Gemeindevertretungen wurden in der Bürger­
meisterberatung sowie mit den Vorsitzenden der Stän­
digen Kommissionen Innere Angelegenheiten, öffent­
liche Ordnung und Sicherheit ausgewertet; damit wur­
den ihre Erfahrungen auf alle Städte und Gemeinden 
des Kreises übertragen.

Bedauerlicherweise spiegelte sich diese gute Vorberei­
tung inhaltlich nicht in der Kreistagssitzung wider. Das 
Referat des 1. Stellvertreters des Vorsitzenden des Rates 
behandelte überwiegend Fragen der allgemeinen staat­
lichen Leitungstätigkeit und ging auf die Entwicklung 
der Kriminalität im Kreis Freital nur zahlenmäßig ein. 
Kritisch legte er dar, daß sich für Probleme der Rechts­
pflege in der Vergangenheit nur die Ständige Kommis­
sion Innere Angelegenheiten, Volkspolizei und Justizdn 
Zuammenarbeit mit den Justiz- und Untersuchungs­
organen rein ressortmäßig zuständig gefühlt habe. 
Obwohl der 1. Stellvertreter betonte, daß auf allen 
Gebieten der staatlichen Arbeit Fragen des sozialisti- 

• sehen Rechts und der Gesetzlichkeit zu beachten seien, 
und obwohl er für einige Ständige Kommissionen (z. B. 
Handel und Versorgung, Landwirtschaft) Beispiele 
dafür nannte, wie auf ihrem Gebiet stets auch komplex 
die Gewährleistung von Ordnung und Sicherheit in die 
Behandlung der Probleme einzubeziehen sei, sprachen 
die meisten Diskussionsredner nur isoliert über ihre 
jeweiligen Aufgaben, ohne eben jenen dialektischen 
Zusammenhang zwischen diesen Aufgaben und Ord­
nung und Sicherheit zu sehen. Wenn der Vorsitzende 
der Ständigen Kommission Innere Angelegenheiten, 
Volkspolizei und Justiz für seine Kommission forderte, 
die Enge der bisherigen Arbeit zu überwinden und mit 
den anderen Ständigen Kommissionen und den Fach­
abteilungen des Rates in stärkerem Maße zusammen­
zuwirken, dann sollte das auch für diese gelten. Ledig­
lich bei den Ausführungen des Vorsitzenden der Stän­
digen Kommission Verkehr und eines Mitarbeiters der 
Abteilung Finanzen beim Rat des Kreises wurde das 
Bestreben sichtbar, den Zusammenhang der Probleme 
herzustellen, z. B. bei der Beseitigung von Gefahren­
quellen im Straßenverkehr bzw. bei der Einziehung 
von Abgaben oder bei Preisverstößen.
Die Forderung im Referat des 1. Stellvertreters, die 
Arbeitsweise aller Ständigen Kommissionen und Fach­
organe sei unter dem Gesichtspunkt des Beschlusses 
neu zu durchdenken und komplexer zu gestalten, be­
darf daher im Kreis Freitäl noch der Durch­
setzung. Deshalb enthält der Beschluß des Kreistages 
vom 23. März 1961 auch folgende Feststellung: „Der Rat 
des Kreises sowie alle Ständigen Kommissionen des 
Kreistages sind dafür verantwortlich, daß die Fragen 
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit als ein stän­
diger Bestandteil ihrer Tätigkeit im Zusammenhang mit 
den fachlichen Aufgaben behandelt werden.“
Ein Mangel der Kreistagssitzung war es auch, daß kein 
Bürgermeister einer der vier Gemeinden sprach, in 
denen die gründliche Auswertung des Staatsrats­
beschlusses bereits erfolgt war.
Um die Qualität der Arbeit der Justizorgane, d. h. die 
Rechtsprechung, die Anklagepolitik und die Gesetzlich­
keitsaufsicht, auf der Grundlage des Beschlusses vom 
30. Januar 1961 zu heben, ist es erforderlich, die Be­
ziehungen zu den örtlichen Volksvertretungen noch 
enger zu gestalten. Dabei wird die gute Zusammenarbeit 
aller Straforgane immer stärker mit dazu beitragen, die 
Leitungstätigkeit der örtlichen Volksvertretungen zu 
qualifizieren. So wird die Arbeit der Justizorgane mit 
der der örtlichen Organe der Staatsmacht planmäßig 
und systematisch zusammenfließen, und damit wird ». 
die Einheit der sozialistischen Staatsmacht weiter 
gefestigt.
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